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LANDESGESETZBLATT 
FÜR WIEN 

Jahrgang 2020  Ausgegeben am 31. August 2020 

52. Gesetz: Gesetz über den Abschluss und die Vermittlung von Wetten (Wiener 

Wettengesetz); Änderung [CELEX-Nrn.: 32015L0849, 32018L0843 und 

32019L2177] 

Gesetz, mit dem das Gesetz über den Abschluss und die Vermittlung von Wetten (Wiener 
Wettengesetz) geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen:  

Artikel I 

Das Gesetz über den Abschluss und die Vermittlung von Wetten (Wiener Wettengesetz), LGBl. für 
Wien Nr. 26/2016, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. für Wien Nr. 43/2019, wird wie folgt 
geändert:  

1. In § 6 Abs. 6 wird das Zitat „Abs. 1 Z 6“ geändert in „Abs. 2 Z 6“. 

2. In § 13 Abs. 2 wird folgende lit. e) angefügt: 

 „e) mit einem deutlich lesbaren Hinweis auf die Eigentümerin bzw. den Eigentümer des 
Wettterminals versehen sein.“ 

3. In § 21b Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Verpflichtungen der vom Unternehmen für die Einhaltung der Geldwäschebestimmungen 
beauftragten Leitungsorgane betreffend die Weiterleitung von Informationen gemäß Art. 33 Abs. 2 
Richtlinie (EU) 2015/849 sind anzuwenden.“ 

4. In § 21b Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt auch, wenn die Anordnung der Geldwäschemeldestelle auf das Ersuchen einer zentralen 
Meldestelle eines anderen Mitgliedsstaats (entsprechend Art. 32 Abs. 7 2. Satz der Richtlinie (EU) 
2015/849) zurückgeht.“ 

5. In § 21c Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Betreffend am 25. Juni 2015 anhängige Gerichtsverfahren (Richtlinie (EU) 2015/849) ist die in Art. 40 
Abs. 2 dieser Richtlinie angeführte Möglichkeit der Aufbewahrung für weitere fünf Jahre anzuwenden.“ 

6. In § 21d Abs. 2 lit. g nach dem Ausdruck „Z 7“, in § 21d Abs. 3 nach dem Wort „Satz“, in § 21d Abs. 7 
im 1. Satz vor dem Wort „sinngemäß“ sowie in § 21f Abs. 11 nach dem Ausdruck „Abs. 3“ wird jeweils 
die Abkürzung „FM-GwG“ eingefügt. 

7. Dem § 21d wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) § 13 (Zulässigkeit der Ausführung durch Dritte), § 14 (Ausführung durch Dritte bei Gruppen) 
und § 15 (Auslagerungen und Vertretungsverhältnisse) FM-GwG sind sinngemäß anzuwenden.“ 

8. In § 21f Abs. 1 lit. c wird die Wortfolge „Risikoanalyse (§ 24)“ durch die Wortfolge „Risikoanalyse 
(§ 21)“ ersetzt. 

9. In § 21i Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Geldwäschemeldestelle ist berechtigt, von der Behörde jederzeit zusätzliche Informationen 
einzuholen.“ 
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10. Dem § 24 werden folgende Absätze 8 und 9 angefügt: 

„(8) Die Verwaltungsstrafbehörden haben Geldstrafen gegen juristische Personen zu verhängen, 
wenn die Übertretung gemäß Abs. 1 Z 14 zu ihren Gunsten von einer Person begangen wurde, die allein 
oder als Teil eines Organs der juristischen Person gehandelt hat und die auf Grund der folgenden 
Befugnisse eine Führungsposition innerhalb der juristischen Person innehat: 

 1. Befugnis zur Vertretung der juristischen Person; 

 2. Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu treffen, oder 

 3. Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person. 

(9) Juristische Personen können wegen Übertretungen gemäß Abs. 1 Z 14 auch dann verantwortlich 
gemacht werden, wenn mangelnde Überwachung oder Kontrolle durch eine in Abs. 8 genannte Person die 
Begehung der Übertretung zu Gunsten der juristischen Person durch eine ihr unterstellte Person 
ermöglicht hat.“ 

11. § 28 hat wie folgt zu lauten: 

„Dieses Landesgesetz verweist auf folgende Bundesgesetze, die jeweils in der angeführten Fassung 
anzuwenden sind: 

 1. Glücksspielgesetz – GSpG, BGBl. Nr. 620/1989, in der Fassung BGBl. I Nr. 104/2019, 

 2. Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. Nr. 60/1974, in der Fassung BGBl. I Nr. 111/2019, 

 3. Tilgungsgesetz 1972, BGBl. Nr. 68/1972, in der Fassung BGBl. I Nr. 105/2019, 

 4. Finanzstrafgesetz – FinStrG, BGBl. Nr. 129/1958, in der Fassung BGBl. I Nr. 104/2019, 

 5. Bundeskriminalamt-Gesetz – BKA-G, BGBl. I Nr. 22/2002, in der Fassung BGBl. I 
Nr. 118/2016, 

 6. Finanzmarkt-Geldwäschegesetz – FM-GwG, BGBl. I Nr. 118/2016, in der Fassung BGBl. I 
Nr. 62/2019.“ 

12. Dem § 29 wird folgende Ziffer 6 angefügt: 

 „6. Richtlinie (EU) 2019/2177 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2019 
zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems 
zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung.“ 

Artikel II 

Inkrafttreten 

Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 
 

Der Landeshauptmann: 
Ludwig 

Der Landesamtsdirektor: 
Hechtner 

 

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Information zur Prüfung des elektronischen Siegels
bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter:
https://www.wien.gv.at/amtssignatur 

https://www.wien.gv.at/amtssignatur

	LANDESGESETZBLATT
	Artikel I
	1. In § 6 Abs. 6 wird das Zitat „Abs. 1 Z 6“ geändert in „Abs. 2 Z 6“.
	2. In § 13 Abs. 2 wird folgende lit. e) angefügt:
	3. In § 21b Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	4. In § 21b Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	5. In § 21c Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	6. In § 21d Abs. 2 lit. g nach dem Ausdruck „Z 7“, in § 21d Abs. 3 nach dem Wort „Satz“, in § 21d Abs. 7 im 1. Satz vor dem Wort „sinngemäß“ sowie in § 21f Abs. 11 nach dem Ausdruck „Abs. 3“ wird jeweils die Abkürzung „FM-GwG“ eingefügt.
	7. Dem § 21d wird folgender Absatz 8 angefügt:
	8. In § 21f Abs. 1 lit. c wird die Wortfolge „Risikoanalyse (§ 24)“ durch die Wortfolge „Risikoanalyse (§ 21)“ ersetzt.
	9. In § 21i Abs. 6 wird folgender Satz angefügt:
	10. Dem § 24 werden folgende Absätze 8 und 9 angefügt:
	11. § 28 hat wie folgt zu lauten:
	12. Dem § 29 wird folgende Ziffer 6 angefügt:
	Artikel II
	Inkrafttreten


		http://www.signaturpruefung.gv.at
	PDF-AS
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




